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Sicherheitspolitik Sicherheitspolitik

Offene Grenzen in Europa und ihre Folgen
Selten wurden in der Europäischen Union Verträge, Regeln und Gesetze

so missachtet wie in den vergangenen acht Monaten. Es lässt sich
nicht bestreiten, dass vor allem die deutsche Bundeskanzlerin mit ihrer
weltweit gehörten «Willkommensadresse» vom 4. September 2015
an die zahlreichen Migranten und mit ihrer Politik der offenen Grenzen
nicht nur geltendes europäisches und deutsches Recht de facto ausser
Kraft gesetzt hat.

Walter Schilling

Mit ihrem eigenmächtigen Vorgehen
hat sie auch zentrale Prinzipien der Si-
cherheit und der Zugangskontrolle auf-
gegeben und ihrem eigenen Land sowie
den europäischen Partnerstaaten schweren

Schaden zugefügt. Allein im Jahre 2015
wurden fast 1,5 Millionen Menschen von
gut organisierten kriminellen Schlepper-
banden über das Mittelmeer und über
die Balkan-Route nach Deutschland, aber

auch in andere europäische Länder ge-
schleust und ein grosser Teil davon — etwa
300 000 — von den deutschen Sicherheits-
behörden überhaupt nicht registriert. In

ganz Europa wird die Zahl nicht-regis-
trierter Zuwanderer auf 1,6 Millionen ge-
schätzt. Niemand weiss genau, wer diese

Menschen sind und wo sie sich aufhalten.
Und dieser Migrantenstrom wird sich in
den nächsten Jahren fortsetzen. Mit ihm
kommen nachweislich auch zahlreiche

Kämpfer der Terrormiliz IS (Islamischer
Staat) nach Europa, die zum Teil mit
erbeuteten syrischen Pässen ausgestattet
sind und die offenen Grenzen mühelos
passieren.

Die Versuche der europäischen Regie-

rungen, durch Absprachen mit einigen
afrikanischen Ländern und der Türkei
den Migrantenstrom zu reduzieren, sind

bislang erfolglos geblieben. Ebenso wenig
gelang es, die Verteilung der Zuwanderer
auf die 28 Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union durchzusetzen. Sie wird
auch künftig nicht zustande kommen.
Die meisten EU-Länder lehnen es ab,

Migranten aufzunehmen. Sie sehen zu
Recht ihre nationale Identität gefährdet.
Nahezu alle Staaten der Europäischen
Union haben die Grenz- und Passkon-

trollen wieder eingeführt und ihre na-
tionalen Einwanderungsgesetze deutlich
verschärft. Dort aber, wo die Staaten ihre

genuine Rolle nicht mehr wahrnehmen,

nationale Grenzen offen lassen und eher

nach den Prinzipien eines Wohlfahrtsver-
bandes handeln - wie z.B. in Deutsch-
land, werden sich die Zuwanderer kon-
zentrieren. Doch ist kaum zu übersehen,
dass die problematische Vorgehensweise
der deutschen Bundesregierung in Berlin
insbesondere für die an den Hauptrou-
ten der Migranten liegenden Partner-
länder Deutschlands vielfältige negative
Auswirkungen haben. Und selbst Länder

Migranten am Wiener Westbahnhof.

ausserhalb der Europäischen Union, wie
z.B. die Schweiz, dürften durch die deut-
sehe Politik der offenen Grenzen gefähr-
det sein.

Gefährdung der Sicherheit
und der inneren Stabilität

Entgegen dem wiederholt von der deut-
sehen Bundeskanzlerin verkündeten Slo-

gan «Wir schaffen das» können wir täg-
lieh beobachten, dass die EU-Staaten of-
fensichtlich überfordert sind, den enor-

men Zustrom von Migranten mit Blick
aufdie Versorgung, die soziale Betreuung
und die Integration zu verkraften. Dieser
Erkenntnis wird sich am Ende auch die

politische Führung der Bundesrepublik
Deutschland beugen müssen. Renom-

«In einigen EU-Ländern

entsteht wegen
der offenen Grenzen und der

Aufnahme weitgehend

unqualifizierter Migranten ein

industrielles Proletariat.»

mierte Ökonomen haben schon mehr-
fach daraufhingewiesen, dass die mit der

unbegrenzten Zuwanderung zwangsläufig
verbundenen finanziellen Lasten nicht zu

tragen sind und dazu führen, die soziale

Sicherheit zu gefährden.
Darüber hinaus wird mit der in eini-

gen EU-Ländern - wie z.B. in Deutsch-

land — praktizierten Politik der offenen
Grenzen und der massenhaften Aufnah-
me weitgehend unqualifizierter Migran-
ten ein industrielles Proletariat von zu-
meist jungen Menschen entstehen, für die

es angesichts der hohen Arbeitslosenquo-
ten in Europa und der auf uns zukom-
menden Weltwirtschaftskrise keine Be-

schäftigung geben wird. Dies dürfte die
Brisanz der Konflikte einmal mehr ver-
schärfen. Dabei ist es nicht nur die gros-
se Zahl der Menschen, die nach Europa
kommen und künftig dort leben wollen.
Vielmehr liegt ein weiteres gravierendes
Problem darin, dass der Grossteil der Mi-
granten Muslime sind, die ihre religiösen
Überzeugungen, ihre damit eng verknüpf-
ten Traditionen und Lebensauffassungen
nicht ablegen werden, sondern ausserhalb

der in den EU-Staaten geltenden Verfas-

sungen die schon bestehenden «Parallel-

gesellschaften» vergrössern werden.

Parallelgesellschaften

Bereits vor dem Einsetzen des gigan-
tischen Zustroms von muslimischen Mi-
granten nach Europa konnten wir die cha-

rakteristischen Probleme der «Parallelge-
Seilschaften» in einzelnen europäischen
Ländern studieren. Man hat diese Ent-
wicklung vor allem in Deutschland und
Frankreich weitgehend dem Selbstlauf
überlassen und muss nun erkennen, dass

es von Tag zu Tag schwieriger wird, eine

Lösung zu finden. Die dank der Politik
der deutschen Bundesregierung in Berlin
seit dem Herbst vergangenen Jahres of-
fen gehaltenen Grenzen haben wesent-
lieh dazu beigetragen, die innere Stabiii-
tät der betroffenen Gesellschaften zu ge-
fährden. Zunehmende innergesellschaft-
liehe Konflikte kennzeichnen die Szene-

rie. Es entstehen immer mehr «No-Go-
Areas» insbesondere in den städtischen

Ballungszentren, in die sich selbst die Po-

lizei nicht so ohne weiteres hineintrauen
kann. Sie entwickeln sich immer stärker

zu «rechtsfreien Räumen», in denen die

Migranten nach ihren eigenen Regeln le-

ben. Und an den dramatischen Ereignissen
im Zuge der Silvesternacht in Köln, Harn-

bürg, Frankfurt, Düsseldorfund Stuttgart,
wo sich grosse Gruppen aus Nordafrika
und dem Nahen Osten stammende Mi-
granten zusammenrotteten und schwere

Straftaten - von Raub bis zur Vergewalti-

gung - begangen haben, konnten wir ab-

lesen, wie weit die Folgen offener Gren-

zen mittlerweile reichen. Dabei erweist es

sich als ein besonderes Problem, den Ab-

lauf des Geschehens und dessen spezi-
fische Hintergründe sachlich korrekt zu
beschreiben. Angesichts der in den deut-
sehen Medien sowie bei den Repräsen-
tanten einiger gesellschaftlicher Gruppen
und politischer Parteien vorherrschenden

Neigung, kritische Anmerkungen zur Po-

«Die offen gehaltenen

Grenzen tragen dazu bei,

die innere Stabilität der

betroffenen Gesellschaften

zu gefährden. Zunehmende

innergesellschaftliche
Konflikte sind die Folge.»

litik der offenen Grenzen und zur Migran-
tenfrage rasch zu verurteilen, ist die Angst
unter den Betroffenen vor Ort immer
noch gross, über das Geschehen wahr-

heitsgemäss und zeitnah zu berichten.
Zudem bilden die mit den Migranten vor
allem aus den nahöstlichen und afrika-
nischen Ländern kommenden zahlreichen

djihadistischen Kämpfer der Terrormiliz
IS eine ernste Gefahr für die Sicherheit

Grenze Griechenland zu Mazedonien
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der europäischen Staaten. Sie bewegen sich

dank der trotz des Trends mancher Staaten

zu häufigeren Pass-Kontrollen weitgehend
offenen Grenzen frei durch Europa und
sind ausserordentlich schwer zu identi-
fizieren, wenn nicht das Glück oder der
Zufall zu Hilfe kommt. Die brutalen Ter-

roranschläge von Islamisten des IS in Pa-

ris und in Brüssel sowie die wiederholt
erkannten Spuren zahlreicher weiterer
Djihadisten, die sich mit den zunehmend
chaotisch verlaufenden Migrantenströ-
men nach Europa begeben haben, bele-

gen eindeutig, wie verwundbar die Euro-
päische Union und wie gefährdet die Be-

völkerung in den einzelnen Ländern ist.

Grenzschutz als Lösung?

Die von einigen EU-Ländern vertre-
tene Politik der offenen Grenzen und die
ohne Not geschaffenen chaotischen Ver-
hältnisse werden dazu führen, dass dem
Staatenverbund die Möglichkeiten ent-
gleiten, das eigene Schicksal im nächsten

Jahrzehnt noch selbst zu bestimmen. Die
ausserordentlich riskante Strategie der Eu-

ropäischen Union, die islamische Türkei
als Bollwerk gegen den Migrantenstrom
zu nutzen, um die Anzahl der Migranten
zu reduzieren, dürfte scheitern. Mit Blick
aufdie wachsende Erkenntnis in Deutsch-
land, dass die Politik der offenen Grenzen

enorme Gefahren für die Sicherheit und

Grenzzaun Ungarn-Serbien. Bilder: Wikipedia

die innere Stabilität mit sich bringen wird,
hat man sich in die Abhängigkeit des

nicht-demokratischen Erdogan-Regimes
begeben, ohne zu wissen, wie man aus
dieser prekären Situation wieder heraus-

kommt.
Zudem deutet alles darauf hin, dass auch
die Absicht der EU-Kommission, einen

neuen Grenzschutz an den immer noch

durchlässigen Aussengrenzen der EU mit

«Die einzelnen EU-Länder

werden zunehmend

die Sicherheit in ihre eigene

Hand nehmen, um die

schwerwiegenden Folgen

der Politik offener Grenzen

zu konterkarieren.»

elf Auffangzentren in Griechenland und
Italien aufzubauen, nicht die nötige Wirk-
samkeit entfalten wird. So ist die Forde-

rung der meisten Regierungen in der Eu-

ropäischen Union, dass die Staaten die
Hoheit über ihre nationalen Grenzen zu-
rückerhalten müssen, nur konsequent.
Die einzelnen EU-Länder werden daher
zunehmend die Sicherheit in ihre eigene
Hand nehmen, um die schwerwiegenden
Folgen der Politik offener Grenzen zu kon-

terkarieren. Die damit verbundenen tief-
greifenden Konflikte zwischen den Regie-

rungen der europäischen Länder könnten
zusammen mit den ohnehin sehr stark

ausgeprägten Streitigkeiten auf anderen

wichtigen Feldern, z.B. im Rahmen der
höchst unterschiedlichen Vorgehenswei-
sen zur Lösung der Staatsschuldenkrise,
dazu führen, dass die Europäische Union
schon recht bald zerbricht.

Was tun?

Realismus zwingt uns zu erkennen, dass

mit der nur vordergründig humanitär
erscheinenden Politik Deutschlands eine

gefährliche Entwicklung für ganz Europa
eingeleitet worden ist. In vielen Bereichen
der deutschen Gesellschaft fehlt die Be-
reitschaft, die damit verbundenen Folgen
zu sehen. Auch wird vielfach unterschätzt
oder gar geleugnet, wie bedeutsam die
Herrschaft des Rechts für die Sicherheit
und innere Stabilität der europäischen
Staaten ist. Es dürfte daher als mto not-
wendig sein, dem von einigen Regierun-

gen, gesellschaftlichen Gruppen und po-
litischen Parteien ausgeübten Konformi-
tätsdruck zu widerstehen und die mit der
Offenheit der Grenzen entstandenen Pro-
bleme klar anzusprechen. Zwezfew muss
dem wichtigen Prinzip, Schaden von der

Bevölkerung abzuwenden und die Inte-
grität der eigenen Gesellschaft nicht aufs

Spiel zu setzen, Vorrang eingeräumt wer-
den. Daher wird man nicht umhin kön-
nen, die Politik der offenen Grenzen zu
revidieren. Drz'ttzw wird es notwendig
sein, der ideologischen Legendenbildung
über die Ursachen und die Charakteristi-
ka der Migrationsbewegungen sowie des

Widerstands aus der Bevölkerung gegen
dieses Phänomen vor allem in den elektro-
nischen Medien Deutschlands entschlos-

sen entgegenzutreten. VzVrfew gilt es, die

Gesetzmässigkeit des politischen Handelns
einzufordern und die Herrschaft des Rechts

wiederherzustellen. dürfte es un-
ausweichlich sein, dass die einzelnen EU-
Staaten das Recht wieder in die eigene
Hand nehmen und nationale Massnah-

men treffen müssen, um ihre vitalen Inte-
ressen zu wahren.

Oberst i Gst aD

Walter Schilling
Dr. phil.
Freier Publizist

1-39012 Meran (Bz)
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